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Erstes Landesgesetz 
zur Kommunal- und Verwaltungsreform 

Vom 28. September 2010 

Der Landtag Rheinlaud-Pfalz hat das folgende Gesetz be­
schlossen: 

Artikel! 
Landesgesetz über die Grundsätze 

der Kommunal- und Verwaltungsreform 
(KomVwRGrG) 

§ 1 
Ziele 

(1) Ein Ziel der Kommunal- und Verwaltungsreform sind 
kommunale Gebietskörperschaften, die unter besonderer Be­
rücksichtigung der demografischen Entwicklungen und des 
Einsatzes neuer Informations- und KommUllikationstechno­
lagien, insbesondere im Rahmen VOll E-Governmeut, in der 
Lage sind, langfristig die eigenen und die übertragenen Auf­
gaben in fachlich hoher Qualität, wirtschaftlich sowie bürger-, 
sach- und orrsnah wahrzunehmen. Zu diesem Zweck sollen 
Aufgabenzuständigkeiten verändert und die Leistungsfähig­
keit, die Wettbewerbsfähigkeit und die Verwaltungskraft der 
verbandsfreien Gemeinden und der Verbandsgemeinden im 
Interesse einer bestmöglichen Daseinsvorsorge für die Bür­
gerinnen und Bürger durch Gebietsänderungen verbessert 
werden. Der Freiwilligkeit gebietlicher Veränderungen wird 
hierbei der Vorrang eingeräumt. 

(2) Darüber hinaus ist zur Verbesserung der Qualität und der 
Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerledigung eine Erweiterung 
der gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben und der ge­
meinsamen Unterhaltung öffentlicher Einrichtungen durch 
öffentliche und private Stellen angestrebt; dies gilt insbeson­
dere für eine Zusammenarbeit kommunaler Gebietskörper­
schaften, die ihren Sitz in derselben Gemeinde haben. Mit 
Dienstleistungsangeboten der kommunalen Gebietskörper­
schaften sollen die Möglichkeiten der Bfugerinnen und Bür­
ger zur schnellen, qualitativ hochwertigen und kostengünsri­
gen Abwicklung ihrer Verwaltungsangelegenheiten und die 
Unterstiitzung der Orrsgemeinden und der Ortsbezirke in 
Verwaltungsangelegenheiten verbessert werden. Ein Ziel der 
Kommunal- und Verwaltungsreform ist auch eine stärkere 
direkte Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger in kommu­
nalen Selbstverwaltungsangelegenheiten, um das Potenzial 
des in Rheinland-Pfalz sehr ausgeprägten bürgerschaftlichen 
Engagements zur Verwirklichung des Gemeinwohlziels ver­
stärkt nutzen zu können. Dazu sollen notwendige Vorausset­
zungen geschaffen und erweitert werden. 

§ 2 
Grundsätze der Verbesserung 

kommunaler Gebietsstrukturen 

(1) Zur Stärkung der Leistungsfähigkeit, der Wettbewerbs­
fähigkeit und der Verwaltungskraft der verbandsfreien Ge­
meinden und der Verbandsgemeinden werden die vorhande­
nen Gebietsstrukturen dieser kommunalen Gebietskörper­
schaften bis zum Tag der allgemeinen Kommunalwahlen im 
Jahr 2014 verbessert. 

(2) Eine ausreichende Leistungsfähigkeit, Wettbewerbsfähig­
keit und Verwaltungskraft haben in der Regel 

1. verbandsfreie Gemeinden mit mindestens 10 000 Einwoh­
nerinnen und Einwohnern und 

2. Verbandsgemeinden mit mindestens 12 000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern. 

Maßgebend ist die vom Statistischen Landesamr Rheinland­
Pfalz zum 30. Juni 2009 festgestellte amtliche Zahl der Per­
sonen, die mit alleiniger Wohnung oder, sofern eine Person 
mehrere Wohnungen hat, mit ihrer Hauptwohnung in der 
verbandsfreien Gemeinde oder der Verbandsgemeinde ge­
meldet sind. 

(3) Unterschreitungen der .Mindestgröße nach Absatz 2 Satz 1 
Nr. 2 sind in der Regel unbeachtlich bei Verbandsgemeinden 
mit mindestens 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern, die 
eine Fläche von mehr als 100 Quadratkilometern und mehr 
als 15 Ortsgemeinden haben. Aus besonderen Gründen kön­
nen Unterschreitungen der Mindestgrößen nach Absatz 2 
Satz 1 unbeachtlich sein, wenn die verbandsfreien Gemeinden 
und die Verbandsgemeinden die Gewähr dafür bieten, lang­
fristig die eigenen und übertragenen Aufgaben in fachlich 
hoher Qualität, wirtschaftlich sowie bürger-, sach- und orts­
nah wahrzunehmen) Besondere Gründe sind vor allein land­
schaftliche und topografische Gegebenheiten, die geografische 
Lage einer kommunalen Gebietskörperschaft unmittelbar an 
der Grenze zu einem Nachbarstaat oder einem Nachbarland, 
die Wirtschafts.. und Finanzkrait, die Erfordernisse der Raum­
ordnung sowie die Zahl der nicht kasernierten Soldatinnen 
und Soldaten, Zivilangehörigen und Familienangehörigen der 
ausländischen Stationierungsstreitkräfte, soweit diese nicht 
den deutschen Meldevorschriften unterliegen. 

(4) Verbandsfreie Gemeinden und Verbandsgemeinden sollen 
mit benachbarten verbandsfreien Gemeinden und Verbands­
gemeinden desselben Landkreises zusammengeschlossen wer­
den. Eine Ausnahme von Satz 1 kann zugelassen werden, vor 
allem wenn innerhalb desselben Landkreises ein Zusammen­
schluss zu einer verbandsfreien Gemeinde oder Verbands­
gemeinde mit einer ausreichenden Leistungsfähigkeit, Wett­
bewerbsfähigkeit und Verwaltullgskraft nicht möglich ist. 
Ferner können im Ausnahmefall die Ortsgemeinden einer 
Verbandsgemeinde in mehrere andere Verbandsgemeinden 
eingegliedert, die Ortsgemeinden einer Verbandsgemeinde und 
die Ortsgemeinden mehrerer anderer Verbandsgemeinden zu 
neuen Verbandsgemeinden zusammengeschlossen sowie eine 
Ortsgemeinde aus einer Verbandsgemeinde ausgegliedert und 
in eine andere Verbandsgemeinde eingegliedert werden. 

(5) Bei dem Zusammenschluss kommunaler Gebietskörper­
schaften sind vor allem die Erfordernisse der Raumordnung, 
landschaftliche und topograflSche Gegebenheiten, die öffent­
liche Verkehrsinfrastruktur, die Wirtschaftsstruktur und histo­
rische und religiöse Bindungen und Beziehungen zu beriick-
sichtigen. . 

§ 3 
Freiwillige Gebietsänderungen 

(1) Im Falle der freiwilligen Eingliederung einer verbands­
freien Gemeinde oder einer Verbandsgemeinde in eine Ver­
bandsgemeinde sind Beschlüsse des Gemeinderates der bis­
herigen verbandsfreien Gemeinde, der Verbandsgemeinderäte 
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der bisherigen und der aufnehmenden Verbandsgemeinde so­
wie der Ortsgemeinderäre der Orrsgemeindell der bisherigen 
und der aufnehmenden Verbandsgemeinde erforderlich, mit 
denen übereinstimmend der Wille zu dieser freiwilligen Ge­
bietsänderung erklärt wird. Im Falle der freiwilligen Ein­
gliederung der Ortsgemeinden einer Verbandsgemeinde in 
mehrere andere Verbandsgemeinden sind Beschlüsse nach 
Satz 1 des Verbandsgemeinderates der bisherigen Verbands­
gemeinde und der Ortsgemeinderäte ihrer Ortsgemeinden so­
wie der Verbaudsgemeinderäte der aufnehmenden Verbands­
gemeinden und der Ortsgemeinderäte ihrer Ortsgemeinden 
erforderlich. Im Falle der freiwilligen Umgliederung einer 
Ortsgemeinde aus einer Verbandsgemeiude in eine andere 
Verbandsgemeinde sind Beschlüsse nach Satz 1 der Orts~ 
gemeinderäte und der Verbandsgemeinderäte dieser kommu~ 
nalen Gebietskörperschaften erforderlich. Die Zustimmung 
der Ortsgemeinden nach den Sätzen 1 bis 3 gilt als erteilt, 
wenn jeweils mehr als die Hälfte der Ortsgemeinden der 
bisherigen und der aufnehmenden Verbandsgemeinde zuge­
stimmt hat und in diesen Ortsgemeinden jeweils mehr als die 
Hälfte der Einwohnerinnen und Einwohner der bisherigen 
und der aufnehmenden Verbandsgemeinde wohnt. 

(2) Im Falle der freiwilligen Bildung einer neuen verbands~ 
freien Gemeinde oder Verbandsgemeinde aus verbandsfreien 
Gemeinden oder Verbandsgemeinden sind Beschlüsse nach 
Absatz 1 Satz 1 der Gemeinderäte der bisherigen verbands~ 
freien Gemeinden oder der Verbandsgemeinderäte der bis~ 
herigen Verbandsgemeinden und der Ortsgemeinderäte ihrer 
Ortsgemeinden erforderlich. Im Falle des freiwilligen Zusam~ 
menschlusses der Ortsgemeinden einer Verbandsgemeinde 
mit den Ortsgemeinden mehrerer anderer Verbandsgemein~ 
den zu neuen Verbandsgemeinden sind Beschlüsse nach Ab~ 
satz 1 Satz 1 der Verbandsgemeinderäte der bisherigen Ver~ 
bandsgemeinden und der Ortsgemeinderäte ihrer Ortsgemein~ 
den erforderlich. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

(3) Im Hinblick auf eine freiwillige Änderung des Gebiets 
kommunaler Gebietskörperschaften, die verschiedenen Land~ 
kreisen angehören, sind die betroffenen Landkreise vorher zu 
hören. 

(4) Die Beschlussfassung und die Anhönlllg nach den Ab~ 
sätzen 1 bis 3 müssen bis zum 30. Juni 2012 erfolgen. 

(5) Eine Gebietsänderung, die aus Griinden des Gemeinwohls 
erforderlich ist und nicht freiwillig erfolgt, wird nach vor~ 
heriger Anhörung der beteiligten kommunalen Gebietskör~ 
perschaften ohne deren Zustimmung durch Gesetz geregelt. 

§ 4 
Wahl der Organe und Rechtsstellung 
der hauptamtlichen Wahlbeamtinnen 

und Wahlbeamten auf Zeit 

(1) Der Gemeinderat oder Verbandsgemeinderat der um~ 
gebildeten Verbandsgemeinde oder neu gebildeten verbands~ 
freien Gemeinde oder Verbandsgemeinde ist am Tag des 
lnkrafttretens der Gebietsänderung oder, sofern dieser Tag 
nicht auf einen Sonntag fällt, am darauffolgenden Sonntag 
zu wählen. Für die Vorbereitung der Wahl nach Satz 1 sind 
die Gebiete der kommunalen Gebietskörperschaften entspre­
chend der Gebietsänderung maßgebend. Die Wahlleiterin 
oder der Wahlleiter für die Wahl nach Satz 1 wird durch die 
Aufsichtsbehörde bestimmt. Bei der Änderung des Gebiets 
kommunaler Gebietskörperschaften, die verschiedenen Land~ 
kreisen angehören, entscheidet die für sie zuständige obere 

Aufsichtsbehörde, welche Aufsichtsbehörde die Bestimmung 
nach Satz 3 trifft. 

(2) Im Falle der Eingliederung einer verbandsfreien Gemein~ 
de in eine Verbandsgemeinde oder der Bildung einer neuen 
Verbandsgemeinde aus verbandsfreien Gemeinden oder aus 
verbandsfreien Gemeinden und Verbandsgemeinden bleiben 
die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der bisherigen ver~ 
bandsfreien Gemeinden abweichend von § 51 Abs. 1 Satz 1 
der Gemeindeordnung (GemO) längstens bis zum Ablauf der 
Amtszeit hauptamtlich tätig. 

(3) Im Falle der Eingliedenlllg von Ortsgemeinden, e.iner ver~ 
bandsfreien Gemeinde oder einer Verbandsgemeinde in e.ine 
Verbandsgemeinde oder der Bildung einer neuen verbands­
freien Gemeinde oder Verbandsgemeinde ist die Biirgermeis~ 
terin oder der Bürgermeister der umgebildeten Verbands­
gemeinde oder der neu gebildeten verbandsfreien Gemeinde 
oder Verbandsgemeinde am Tage des Inkrafttretens der Ge­
bietsänderung oder, sofern dieser Tag nicht auf einen Sonntag 
fällt, am darauffolgenden Sonntag zu wählen. Absatz 1 Satz 2 
bis 4 gilt entsprechend. Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter 
nach Absatz 1 Satz 3 nimmt bis zur konstituierenden Sitzung 
des Gemeinderats oder Verbandsgemeinderats der umgebil~ 
deten Verbandsgemeinde oder der neu gebildeten verbands~ 
freien Gemeinde oder Verbandsgeme.inde auch die Aufgaben 
der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters dieser kommu~ 
nalen Gebietskörperschaft wahr. 

(4) Im Falle der Eingliederung von Ortsgemeinden, einer ver~ 
bandsfreien Gemeinde oder einer Verbandsgemeinde in eine 
Verbandsgemeinde oder der Bildung einer neuen verbands~ 
freien Gemeinde oder Verbandsgemeinde aus verbandsfreien 
Gemeinden oder Verbandsgemeinden richtet sich die Rechts~ 
stellung der hauptamtlichen Wahlbeamtinnen und Wahlbeam~ 
ten auf Zeit nach den Bestimmungen des § 36 des Landes~ 
beamtengesetzes (LBG) in Verbindung mit den §§ 128 bis 133 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes (BRRG) in der Fassung 
vom 31. März 1999 (BGBl. I S. 654), zuletzt geändert durch 
Artikel 15 Abs. 14 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I 
S. 160); Absatz 2 bleibt unberührt. Die von der Gebiets­
änderung betroffenen hauptamtlichen Wahlbeamtinnen und 
Wahlbeamten auf Zeit der bisherigen kommunalen Gebiets~ 
körperschaften haben für den Rest ihrer Amtszeit Anspruch 
auf Verwendung als hauptamtliche Beigeordnete in der auf~ 
nehmenden oder neu gebildeten kommunalen Gebietskörper~ 
schaft; die Begrenzung der Höchstzahl der zulässigen haupt~ 
amtlichen Beigeordneten .in verbandsfreien Gemeinden nach 
§ 51 Abs. 2 Satz 2 GemO und .in Verbandsgemeinden nach 
§ 64 Abs. 2 .in Verbindung mit § 51 Abs. 2 Satz 2 GemO 
sowie § 53 a Abs. 1 und 3 bis 5 und § 55 Abs. 2 GemO findet 
im Hinblick auf die hauptamtlichen Wahlbeamtinnen und 
Wahlbeamten auf Zeit der bisherigen kommunalen Gebiets~ 
körperschaften keine Anwendung. Eine Verpflichtung zur 
Übernahme eines gleich oder geringer zu bewertenden Amtes 
im Sinne des § 130 Abs. 1 BRRG besteht nicht. Bei einer 
Versetzung in den einstweiligen Ruhestand findet § 1 des Lan~ 
desgesetzes zur Ersetzung und Ergänzung von Bestimmungen 
des Beamtenversorgullgsgesetzes vom 21. Dezember 2007 
(GVBl. S. 283 - 285 -), zuletzt geändert durch § 5 des Ge­
setzes vom 15. Juni 2010 (GVBl. S. 93), BS 2032~2, in Verbin~ 
dung mit § 66 Abs. 8 des Beamtenversorgungsgesetzes ent~ 
sprechende Anwendung. 

(5) Eine Wahl für die frei werdende Stelle der Bürgermejs~ 
terin oder des Bürgermeisters einer verbandsfreien Gemeinde 
mit weniger als 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
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oder einer Verbandsgemeinde mit weniger als 12000 Einwoh­
nerinnen und Einwohnern, abgesehen von einer Verbands­
gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnerinnen und Ein­
wohnern, die eine Fläche von mehr als 100 Quadratkilometern 
und mehr als 15 Ortsgemeinden hat, bedarf vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes an bis zum Tag der allgemeinen Kommunal­
wahlen im Jahr 2014 einer Genehmigung der Aufsichtsbehör­
de; § 2 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Genehmigung darf 
für einen Zeitraum von längstens einem Jahr ab dem Frei­
werden der Stelle versagt werden. Für diesen Zeitraum kann 
die Aufsichtsbehörde die bisherige Bürgermeisterin oder den 
bisherigen Bürgermeister als beauftragte Person der verbands­
freien Gemeinde oder Verbandsgemeinde bestellen. Die be­
auftragte Person nimmt die Aufgaben der Bürgermeisterin 
oder des Bürgermeisters auf Kosten der verbandsfreien Ge­
meinde oder Verbandsgemeinde wahr. 

(6) Der Gemeinderat oder Verbandsgemeinderat kann be­
schließen, dass eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger der 
Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters einer verbandsfreien 
Gemeinde oder Verbandsgemeinde nach Absatz 5 Satz 1, die 
oder der in der Zeit vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an bis 
zum Tag der allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2014 
ausscheidet, für eine Amtszeit von weniger als acht Jahren 
gewählt wird. Die Festlegung der Dauer der Amtszeit durch 
den Gemeinderat oder Verbandsgemeinderat bedarf der Ge­
nehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(7) Die Aufsichtsbehörde kann für eine Nachfolgerin oder 
einen Nachfolger der Bürgermeisterin oder des Bürgermeis­
ters einer verbandsfreien Gemeinde oder Verbandsgemeinde 
nach Absatz 5 Satz 1, die oder der in der Zeit vom Inkraft­
treten dieses Gesetzes an bis zum Tag der allgemeinen Kom­
munalwahlen im Jahr 2014 ausscheidet, eine Amtszeit von 
weniger als acht Jahren festsetzen. 

§ 5 
Rechtsstellung der Bediensteten 

und der Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger 

(1) Die Rechtsstellung der zum Zeitpunkt der Eingliederung 
einer verbandsfreien Gemeinde oder Verbandsgemeinde in 
eine Verbandsgemeinde oder der Bildung einer lleuen ver­
bandsfreien Gemeinde oder Verbandsgemeinde vorhandenen 
Beamtinnen und Beamten sowie Versorglmgsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger der beteiligten kommunalen Ge­
bietskörperschaften richtet sich nach den Bestimmungen des 
§ 36 LBG in Verbindung mit den §§ 128 bis 133 BRRG. 

(2) Im Falle der Eingliederung einer verbandsfreien Gemein­
de in eine Verbandsgemeinde oder der Bildung einer neuen 
Verbandsgemeinde aus verbandsfreien Gemeinden oder aus 
verbandsfreien Gemeinden und Verbandsgemeinden gehen 
mit den Aufgaben der bisherigen verbandsfreien Gemeinden 
die Arbeitsverhältnisse der betroffenen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer auf die aufnehmende oder neu gebildete 
Verbandsgemeinde über. Die beteiligten kommunalen Ge­
bietskörperschaften können Abweichendes vereinbaren. Die 
Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehör­
de; § 4 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. Bei der Eingliederung 
einer Verbandsgemeinde in eine andere Verbandsgemeinde, 
der Bildung einer neuen verbandsfreien Gemeinde aus ver­
bandsfreien Gemeinden oder Verbandsgemeinden oder der 
Bildung einer neuen Verbandsgemeinde aus Verbandsgemein­
den oder aus verbandsfreien Gemeinden und Verbandsgemein-

den gehen die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmerinnell und 
Arbeitnehmer der bisherigen kommunalen Gebietskörper­
schaften auf die aufnehmende oder neu gebildete kommunale 
Gebietskörperschaft über. Die aufnehmende oder neu gebil­
dete kommunale Gebietskörperschaft tritt in die Rechte und 
Pflichten der zum Zeitpunkt der Gebietsänderung bestehen­
den und mit der Gebietsänderung übergehenden Arbeitsver­
hältn1sse ein. Erworbene Besitzsrände dürfen wegen des Über­
gangs der Arbeirsverhältnisse nicht eingeschränkt werden. 
Betriebsbedingte Kündigungen und entsprechende Änderungs­
kündigungen mit dem Ziel der Herabgruppierung aus Anlass 
des Übergangs der Arbeitsverhältnisse sind ausgeschlossen. 
Bei der Berechnung von Beschäftigungszeiten werden die vor 
dem Übergang der Arbeitsverhältnisse nach Maßgabe der je­
weiligen tarifrechtlichen Vorschriften anerkannten Beschäfti­
gungszeiten als Beschäftigungszeit im Sinne von § 34 Abs. 3 
des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD) berück­
sichtigt. Der Übergang der Arbeitsverhältnisse gilt nicht als Un­
terbrechung im Sinne des § 1 Abs. 1 des Tarifvertrags zur Über­
leitung der Beschäftigten der kommunalen Arbeitgeber in den 
TVöD und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-VKA). 
Die vom Übergang der Arbeitsverhältnisse betroffenen Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer sind rechtzeitig in schriftli­
cher Form über den bevorstehenden Übergang zu unterrichten. 

§ 6 
Übergang des Verm'ögens 

(1) Im Falle der Eingliederung einer verbandsfreien Gemein­
de in eine Verbandsgemeinde oder der Bildung einer neuen 
Verbandsgemeinde aus verbandsfreien Gemeinden oder aus 
verbandsfreien Gemeinden und Verbandsgemeinden geht mit 
den Aufgaben das zu ihrer Erfiillung weiterhin ganz oder 
iiberwiegend notwendige unbewegliche Vermögen von den 
bisherigen verbandsfreien Gemeinden zu den Wertansätzen 
der Schlussbilanz auf die aufnehmende oder neu gebildete 
Verbandsgemeinde entschädigungslos iiber. Ferner übertragen 
in einem solchen Fall die bisherigen verbandsfreien Gemein­
den das zur Erfüllung der übergehenden Aufgaben weiterhin 
ganz oder überwiegend notwendige bewegliche Vermögen zu 
den Wertansätzen der Schlussbilanz entschädigungslos an die 
aufnehmende oder neu gebildete Verbandsgemeinde. Zu den 
Wertansätzen nach den Sätzen 1 und 2 gehören auch die 
Wertansätze für Rückstellungen nach § 36 der Gemeinde­
haushaltsverordnung (GemHVO) und für immaterielle Ver­
mögensgegenstände und Sonderposten nach § 38 GemHVO. 
Die immateriellen Vermögensgegenstände und Sonderposten 
sind nach der Übernahme der Wertansätze der Schlussbilanz 
durch die aufnehmende oder neu gebildete Verbandsgemein­
de unmittelbar gegeneinander auszubuchen, soweit die ent­
sprechenden Zuwendungen zwischen den beteiligten kom­
munalen Gebietskörperschaften gewährt worden sind. Die 
Aufsichtsbehörde entscheidet bei Bedarf, welches unbeweg­
liche und bewegliche Vermögen zur Erfiillung der ü bergehen­
den Aufgaben weiterhin ganz oder überwiegend notwendig 
ist; § 4 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

(2) Im Falle der Eingliederung einer Verbandsgemeinde in 
eine andere Verbandsgemeinde oder der Bildung einer neuen 
Verbandsgemeinde aus Verbandsgemeinden oder aus ver­
bandsfreien Gemeinden und Verbandsgemeinden sind die 
Wertansätze der Schlussbilanz der bisherigen Verbands­
gemeinden von der aufnehmenden oder neu gebildeten Ver­
bandsgemeinde zu übernehmen. Bei der Bildung einer neuen 
verbandsfreien Gemeinde sind die Wertansätze der Schluss-
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bilanz der bisherigen kommunalen Gebietskörperschaften von 
der neu gebildeten verbandsfreien Gemeinde zu übernehmen. 
Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Im Falle der Eingliederung der Ortsgemeinden einer Ver­
bandsgemeinde in mehrere andere Verbandsgemeinden oder 
des Zusammenschlusses der Ortsgemeinden einer Verbands­
gemeinde und der Ortsgemeinden mehrerer anderer Ver­
bandsgemeinden zu neuen Verballdsgemeinden geht das un­
bewegliche Vermögen von der bisherigen Verbandsgemeinde 
zu den Wertausätzen der Schlussbilanz auf die aufnehmenden 
oder neu gebildeten Verbandsgemeinden entschädigungslos 
über. Das bewegliche Vermögen ist von der bisherigen Ver­
bandsgemeinde zu den Wertansätzen der Schlussbilanz an die 
aufnehmenden oder neu gebildeten Verbandsgemeinden ent­
schädigungslos zu übertragen. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt ent­
sprechend. Übernimmt bei einer solchen Gebietsänderung 
eine Verbandsgemeinde allein Vermögen einer bisherigen 
Verbandsgemeinde, hat sie den übrigen an der Gebietsände­
rung beteiligten Verbandsgemeinden hierfür einen finanziel­
len Ausgleich zu leisten; dieser bestimmt sich nach dem Ver­
hältnis der Einwohnerzahlen ihrer jeweiligen Ortsgemein­
den, die Gegenstand dieser Gebietsänderung sind. Bei einer 
Streitigkeit im Rahmen des Satzes 4 entscheidet die Aufsichts­
behörde; § 4 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

(4) Tritt eine Gebietsänderung nach den Absätzen 1 bis 3 
nicht mit dem Beginn eines Haushaltsjahres in Kraft, sind von 
den bisherigen verbandsfreien Gemeinden und Verbands­
gemeinden Schlussbilanzen und Anhänge auf den Tag vor 
dem Inkrafttreten der Gebietsänderung zu erstellen. 

(5) Abweichendes von den Absätzen 1 bis 3 kann vereinbart 
werden. Eine solche Vereinbarung bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde; § 4 Ahs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

§ 7 
Ausgleich von Forderungen 

und Verbindlichkeiten 

(1) Im Falle der Eingliederung der Ortsgemeinden einer 
Verbandsgemeinde in mehrere andere Verbandsgemeinden, 
des Zusammenschlusses der Ortsgemeinden einer Verbands­
gemeinde und der Ortsgemeinden mehrerer anderer Verbands­
gemeinden zu neuen Verbandsgemeinden oder der Umgliede­
rung einer Orts gemeinde aus einer Verbandsgemeinde in eine 
andere Verbandsgemeinde haben die Ortsgemeinden am Tage 
vor dem Inkrafttreten der Gebietsänderung die gegenüber der 
bisherigen Verbandsgemeinde bestehenden Verbindlichkeiten 
bei dieser auszugleichen; die Einheitskasse gemäß § 68 Abs. 4 
Satz 1 GemO wird aufgelöst. Am Tage des Inkrafttretens der 
Gebietsänderung sind den Ortsgemeinden von den aufneh­
menden oder neu gebildeten Verbandsgemeinden im Rahmen 
der Einheitskasse Mittel in entsprechender Höhe zur Ver­
fügung zu stellen. Den Ortsgemeinden entstehen dadurch 
Verbindlichkeiten gegenüber den aufnehmenden oder neu 
gebildeten Verbandsgemeinden. 

(2) In einem Fall nach Absatz 1 sind den Ortsgemeinden am 
Tage vor dem Inkrafttreten der Gebietsänderung die gegen­
über der bisherigen Verbandsgemeinde bestehenden Forderun­
gen von dieser auszugleichen; die Einheitskasse gemäß § 68 
Abs. 4 Satz 1 GemO wird aufgelöst; Am Tage des Inkraft­
tretens der Gebietsänderung haben die Ortsgemeinden den 
aufnehmenden oder neu gebildeten Verbandsgemeinden im 
Rahmen der Einheitskasse Mittel in entsprechender Höhe 
zur Verfügung zu stellen. Den Ortsgemeinden entstehen da-

durch Forderungen gegenüber den aufnehmenden und neu 
gebildeten Verbandsgemeinden. 

(3) Sofern nach der Abwicklung der Verbindlichkeiten und 
Forderungen der Ortsgemeinden der bisherigen Verbands­
gemeinde Zahlungsmittelbestände oder Kredite zur Liquidi­
tätssicherung verbleiben, gehen diese mit der Gebietsänderung 
im Verhältnis der Einwohnerzahlen nach dem bisherigen 
Gebietsstand auf die aufnehmenden oder neu gebildeten Ver­
bandsgemeinden als Rechtsnachfolger über. Die aufnehmen­
den oder neu gebildeten Verbandsgemeinden haben die auf sie 
entfallenden Anteile zu bilanzieren und die übrigen Anteile 
als Anhangsangabe gemäß § 48 Abs. 2 Nr. 11 GemHVO aus­
zuweisen. 

(4) Abweichendes von den Absätzen 1 bis 3 kann vereinbart 
werden. Eine solche Vereinbarung bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde; § 4 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

§ 8 
Rechtsnachfolge 

(1) Die aufnehmende oder neu gebildete kommunale Ge­
bietskörperschaft tritt umfassend in die Rechte und Pflichten 
der bisherigen kommunalen Gebietskörperschaften ein. 

(2) Im Falle der Eingliederung einer verbandsfreien Gemein­
de in eine Verbandsgemeinde oder der Bildung einer nenen 
Verbandsgemeinde aus verbandsfreien Gemeinden oder aus 
verbandsfreien Gemeinden und Verbandsgemeinden tritt die 
aufnehmende oder neu gebildete Verbandsgemeinde in die 
mit den übergehenden Aufgaben und Verbindlichkeiten so­
wie dem übergehenden Vermögen verbundenen Rechte und 
Pflichten ein. 

(3) Im Falle der Eingliedenmg der Ortsgemeinden einer Ver­
bandsgemeinde in mehrere andere Verbandsgemeinden oder 
des Zusammenschlusses der Ortsgemeinden einer Verbands­
gemeinde und der Ortsgemeinden mehrerer anderer Verbands­
gemeinden zu neuen Verbandsgemeinden sind die aufnehmen­
den oder neu gebildeten Verbandsgemeinden Rechtsnachfolger 
der bisherigen Verbandsgemeinde. Übernimmt bei einer 
solchen Gebietsänderung eine Verbandsgemeinde allein als 
Rechtsnachfolger Rechte einer bisherigen Verbandsgemein­
de, hat sie den übrigen an der Gebietsänderung beteiligten 
Verbandsgemeinden hierfür einen finanziellen Ausgleich auf 
der Grundlage des Wertes dieser Rechte zu leisten; iiber­
nimmt eine Verbandsgemeinde allein als Rechtsnachfolger 
Pflichten einer bisherigen Verbandsgemeinde, haben ihr die 
übrigen an der Gebietsänderung beteiligten Verbandsgemein­
den hierfür einen finanziellen Ausgleich auf der Grundlage 
der Belastung dieser Pflichten zu leisten. Ein finanzieller Aus­
gleich nach Satz 2 bestimmt sich nach dem Verhältnis der 
Einwohnerzahlen ihrer jeweiligen Ortsgemeinden, die Ge­
genstand dieser Gebietsänderung sind. Bei einer Streitigkeit 
im Rahmen der Sätze 2 und 3 entscheidet die Aufsichts· 
behörde; § 4 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

(4) Abweichendes von den Absätzen 1 bis 3 kann vereinbart 
werden. Eine solche Vereinbarung bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde; § 4 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

§ 9 
SchI üsselz tl weisun gen, 

Investitionsschlüsselzuweisungen und Umlagen 

Im Falle der Eingliederung einer verbandsfreien Gemeinde 
oder Verbandsgemeinde in eine Verbandsgemeinde oder der 
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Bildung einer neuen verbandsfreien Gemeinde oder Ver­
bandsgemeinde finden die §§ 8 bis 13 des Landesfinanzaus­
gleichsgesetzes (LF AG) mit der Maßgabe Anwendung, dass 
für die umgebildete oder neu gebildete kommunale Gebiets­
körperschaft die Summe der Werte nach den bisherigen Ge­
bietsständen gilt. Satz 1 gilt auch, wenn eine Gebietsänderung 
nicht mit dem Beginn eines Haushaltsjahres in Kraft tritt; in 
diesem Fall werden die Zuweisungen nach den §§ 8 bis 10 
LF AG uud die Umlagen nach den §§ 3, 4 und 23 bis 27 
LFAG zeitanteilig ermittelt. 

§ 10 
Benutzullgsgebühren und Beiträge 

für die Wasserversorgung und 
die Abwasserbeseitigung 

Wird eine verbandsfreie Gemeinde oder Verbandsgemeinde 
in eine Verbandsgemeinde eingegliedert oder aus verbands­
freien Gemeinden oder Verbandsgemeinden eine verbands­
freie Gemeinde oder Verbandsgemeinde neu gebildet, kann die 
aufnehmende oder neu gebildete kommunale Gebietskörper­
schaft für die Beitrags- und Gebührenkalkulationen die von 
den bisherigen kommunalen Gebietskörperschaften betriebe­
nen Einrichtungen der Wasserversorgung und der Abwasser­
beseitigung für einen Zeitraum von bis zu zehn Jahren nach 
der Gebietsänderung als get~ennte Einrichtungen behandeln. 

§11 
Ortsrecht 

In den Gebieten der bisherigen verbandsfreien Gemeinden 
und Verbandsgemeinden gilt das am Tag der Gebietsände­
mng bestehende Ortsrecht fort, bis es aufgehoben oder durch 
neues Ortsrecht ersetzt wird. 

§ 12 
Weiterentwicklung bürgernaher, 

kooperativer Verwaltungen sowie 
Stärkung der bürgerschaftlichen 

Beteiligung und Mitwirkung 

Zur Weiterentwicklung der kommunalen Stmkturen und 
Aufgabenwahrnehmung, insbesondere zur Erprobung ver­
änderter Aufgabenzuständigkeiten, von Maßnahmen der ge­
meinsamen Aufgabenerfüllung und von Verfahrensabläufen 
und Verwaltungsprozessen, von BÜIgerdiensten und von Mög­
lichkeiten für die Bürgerinnen und Bürger zur unmittelbaren 
Beteiligung und Mitwirkung an Selbstverwaltungsangelegen­
heiten, kann das für das Kommunalrecht zuständige 11inis­
terium im Einvernehmen mit dem Ministerium, dessen Ge­
schäftsbereich berührt wird, auf Antrag einer kommunalen 
Gebietskörperschaft, einer rechtsfähigen kommunalen An­
stalt des öffentlichen Rechts oder eines Zweckverbandes im 
Einzelfall eine Ausnahme von landesrechtlichen Zuständig­
keits-, Form- und Verfahrensregelungen für einen Zeitraum 
von bis zu fünf Jahren zulassen. Eine Ausnahme kann unter 
Bedingungen und Auflagen erteilt werden. 

Artikel 2 
Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeor4nung in der Fassung vom 31. J ammr 1994 
(GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 7. April 2009 (GVBl. S. 162), BS 2020-1, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 8 erhält folgende Fassung: 

,,§ 8 
Gemeinsame Wahrnehmung von Aufgaben 

Für die Zusammenarbeit der Gemeinden bei der Wahr­
nehmung ihrer Aufgaben gilt das Landesgesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit (KomZG)." 

2. § 17 a wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort "wichtige" gestrichen. 
bb) Satz 2 erhält folgen4e Fassung: 

"Der Gemeinderat kann beschließen, dass über eine 
Angelegenheit der Gemeinde ein Bürgerentscheid 
stattfindet. " 

ce) Satz 3 wird gestrichen. 
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Halbsatz 2 wird das Wort "zwei" durch 
das Wort" vier" ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe ,,15 v. H." durch die 
Angabe"l0 v. H." ersetzt. 

c) In Absatz 5 werden nach dem Wort "Maßnahme" die 
Worte "in unveränderter Form oder in einer Form, 
die von den das Bürgerbegehr~~ vertretenden Personen 
gebilligt wird," ersetzt. 

d) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,30 v. H." durch die 

Angabe ,,20 v. H." ersetzt. 
bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

"Sollen an einem Tag mehrere Bürgerentscheide 
stattfinden, hat der Gemeinderat eine Stichfrage 
für den Fall zu beschließen, dass die gleichzeitig 
zur Abstimmung gestellten Fragen in einer mitein­
ander nicht zu vereinbarenden Art und Weise be­
antwortet werden (Stichentscheid). Es gilt dann die 
Entscheidung, für die sich im Stichentscheid die 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen aus­
gesprochen hat. Bei Stimmengleichheit im Stich­
entscheid gilt der Bürgerenrscheid, dessen Frage 
mit der höchsten Stimmenzahl mehrheitlich be­
antwortet worden ist." 

3. § 51 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 2 wird die Zahl ,,15 000" durch die Zahl ,,20 000" 

ersetzt. 
b) Folgender Satz wird angefügt: 

"Durch die Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass 
in großen kreisangehörigen Städten mit mehr als 15 000 
bis 25 000 Einwohnern ein Beigeordneter ebenfalls 
hauptamtlich tätig ist." 

4. § 64 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
a) Folgende neue Nummer 7 wird eingefügt: 

,,7. in Verbandsgemeinden mit mehr als 20 000 Ein­
wohnern ein Beigeordneter ebenfalls hauptamtlich 
tätig sein kann,". 

b) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 8. 

5. § 86 a wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 wird folgender neue Satz 2 eingefügt: 

"Andere juristische Personen des öffentlichen Rechts, 
juristische Personen des Privatrechts und natürliche 
Personen können am Stammkapital der Anstalt mit bis 
zu 49 v. H. beteiligt werden." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
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aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 
"Die Gemeinde kann der Anstalt Aufgaben ganz 
oder teilweise übertragen." 

bb) In Satz 2 werden die Worte "das übertragene Auf­
gabengebiet" durch die Worte "die übertragenen 
Aufgaben" ersetzt. 

e) Folgender neue Absatz 6 wird eingefügt: 
"(6) Für die Anstalt oder ein von ihr errichtetes Unter­
nehmen gilt § 1 Abs. 3 KomZG entsprechend." 

cl) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

6. Dem § 87 wird folgender Absatz 5 angefügt: 
,,(5) Für ein Unternehmen in einer Rechtsform des pri­
vaten Rechts, das die Gemeinde führt oder an dem sie mit 
mehr als 50 v. H. beteiligt ist, gilt § 1 Abs. 3 KomZG ent­
sprechend." 

7. In § 107 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort "Zweckverbands­
gesetzes" durch die Worte "Landesgesetzes über die kom­
munale Zusammenarbeit" ersetzt. 

8. § 130 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 wird die Verweisung "§ 51 Abs. 2 Satz 2" 

durch die Verweisung "§ 51 Abs. 2 Satz 2 und 3" 
ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Verweisung ,,§ 64 Abs. 2" durch die 
Verweisung,,§ 64 Abs. 2 Nr. 7" ersetzt. 

9. Die Inhaltsübersicht wird entsprechend der vorstehenden 
Nummer 1 geändert. 

Artikel 3 
Änderung der Landkreisordnung 

Die Landkreisordnung in der Fassung vom 31. Januar 1994 
(G VBl. S. 188), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 7. April 2009 (GVBI. S. 162), BS 2020-2, wird wie folgt 
geändert: 

§ 11 e wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 wird das Wort "wichtige" gestrichen. 
b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Der Kreistag kann beschließen, dass über eine An­
gelegenheit des Landkreises ein Bürgerentscheid statt­
findet." 

c) Satz 3 wird gestrichen. 

2. In Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 wird das Wort "zwei" durch 
das Wort" vier" ersetzt. 

3. In Absatz 5 werden nach dem Wort "Maßnahme" die 
Worte "in unveränderter Form oder in einer Form, die 
von den das Bürgerbegehren vertretenden Personen ge­
billigt wird," eingefügt. 

4. Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 wird die Angabe "30 v. H." durch die Angabe 

"20 v. H." ersetzt. 
b) Folgende Sätze werden angefügt: 

"Sollen an einem Tag mehrere Bürgerentscheide statt­
finden, hat der Kreistag eine Stichfrage für den Fall zu 
beschließen, dass die gleichzeitig zur Abstimmung ge­
stellten Fragen in einer miteinander nicht zu verein­
barenden Art und Weise beantwortet werden (Stich­
entscheid). Es gilt dann die Entscheidung, für die sich 
im Stichentscheid die Mehrheit der abgegebenen gülti­
gen Stimmen ausgesprochen hat. Bei Stimmengleich-

heit im Stichentscheid gilt der Bürgerentscheid, dessen 
Frage mit der höchsten Stimmenzahl mehrheitlich be­
antwortet worden ist." 

Anikel4 
Änderung des Zweckverbandsgesetzes 

Das Zweckverbandsgesetz vom 22. Dezember 1982 (GVBl. 
S. 476), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
7. April 2009 (GVBL S. 162), BS 2020-20, wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Landesgesetz 
über die kommunale Zusammenarbeit 

(KomZG)". 

2. In der Überschrift des ersten Abschnitts wird das Wort 
"Aufgabenerfüllung" durch die Worte "Wahrnehmung 
von Aufgaben" ersetzt. 

3. § 1 erhält folgende Fassung: 

,,§ 1 

(1) Kommunale Gebietskörperschaften können Aufgaben, 
zu deren Erfüllung sie berechtigt oder verpflichtet sind, 
gemeinsam wahrnehmen. Dies gilt nicht, wenn die gemein­
same Wahrnehmtmg einer Aufgabe durch Rechtsvorschrift 
ausgeschlossen ist. Zur gemeinsamen Wahrnehmung von 
Aufgaben können Zweckverbände, kommunale Arbeits­
gemeinschaften und gemeinsame kommunale Anstalten 
gebildet sowie Zweckvereinbarungen geschlossen werden, 
soweit nicht eine besondere Rechtsform für die gemein­
same Wahrnehmung von Aufgaben durch Rechtsvorschrift 
vorgeschrieben ist. 

(2) Die Befugnis, sich bei der gemeinsamen Wahrnehmung 
von Aufgaben einer Rechtsform des privaten Rechts zu 
bedienen, bleibt unberührt. 

(3) Werden Aufgaben nach Absatz 1 für mehrere kommu­
nale Gebietskörperschaften gemeinsam wahrgenommen, 
sind die insoweit zuständigen Stellen als Stellen innerhalb 
der Verwaltungseinheit anzusehen, der die Meldebehörde 
angehört." 

4. § 3 erhält folgende Fassung: 

,,§ 3 
Aufgaben 

Ein Zweckverband darf Aufgaben für alle beteiligten kom­
munalen Gebietskörperschaften und für einzelne beteilig­
te kommunale Gebietskörperschaften wahrnehmen. Die 
Beschränkung der Wahrnehmung einer Aufgabe durch 
den Zweckverband auf sachlich begrenzte Aufgabenteile 
oder auf Gebietsteile ist zulässig." 

5. § 12 wird wie folgt geändert: 
a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

,,(1) Kommunale Gebietskörperschaften, Zweckverbän­
de und rechtsfähige kommunale Anstalten des öffentli­
chen Rechts (kommunale Beteiligte) können untereinan­
der oder mit anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts oder rechtsfähigen Stiftungen des öffentlichen 
Rechts vereinbaren, dass einer der Beteiligten (beauf­
tragter Beteiligter) Aufgaben zugleich für die übrigen 
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Beteiligten übernimmt oder diesen das Recht zur Mit­
benutzung einer von ihm unterhaltenen Einrichtung 
einräumt (Zweckvereinbarung). An einer Zweckvereiu­
barung können neben den in Satz 1 genannten Betei­
ligten natürliche Personen und juristische Personen des 
Privatrechts beteiligt werden, soweit Rechtsvorschrif­
ren nicht entgegenstehen. Die Erfüllung der Aufgaben 
durch den beauftragten Beteiligten kann in der Zweck­
vereinbarung auf sachlich begrenzte Aufgahenteile oder 
auf Gebietsteile beschränkt werden. 

(2) Der Abschluss und die Änderung der Zweckverein­
barung bedürfen der Genehmigung der untersten ge­
meinsamen Aufsichtsbehörde der kommunalen Betei­
ligten; die Aufhebung der Zweckvereinbarung ist der 
untersten gemeinsamen Aufsichtsbehörde anzuzeigen." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
,,(5) Die kommunalen Beteiligten haben die Zweck­
vereinbarung, deren Änderung und Aufhebung nach 
den für ihre Satzungen und Verordnungen geltenden 
Regelungen auf eigene Kosten öffentlich bekannt zu 
machen. Die Zweckvereinbarung, deren Änderung und 
Aufhebung werden am Tag nach der letzten öffent­
lichen Bekanntmachung durch die kommunalen Be­
teiligten wirksam, wenn nicht ein späterer Zeitpunkt 
vereinbart ist." 

6. § 13 erhält folgende Fassung: 

,,§ 13 
Inhalt und Wirkungen 

der Zweckvereinbarung 

(1) Am Tag der Rechtsverbindlichkeit der Zweckverein­
barung gehen alle mit der Erfüllung der Aufgaben ver­
bundenen Rechte und Pflichten auf den beauftragten Be­
teiligten über, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes 
vereinbart ist. 

(2) Satzungen und Verordnungen, die der beauftragte Be­
teiligte auch für die übrigen Beteiligten erlässt, bedürfen 
deren Zusümmung und sind in den Bekanntmachungs­
organen aller beteiligten kommunalen Gebietskörperschaf­
ten öffentlich bekannt zu machen. In anderen Angelegen­
heiten können den übrigen Beteiligten in der Zweckver­
einbarung Mitwirkungsrechte eingeräumt werden. 

(3) In der Zweckvereinbarung sind die Voraussetzungen 
für eine Aufhebung durch alle Beteiligten und für eine 
Kündigung durch einen einzelnen Beteiligten sowie die 
Folgen daraus zu regeln. Die unterste gemeinsame Auf­
sichtsbehörde der kommunalen Beteiligten trifft die not­
wendigen Bestimmungen, sofern nach einer Aufhebung 
oder Kündigung der Zweckvereinbarung ergänzende Re­
gelungen erforderlich sind und sich die Beteiligten inso­
weit nicht einigen." 

7. Die Inhaltsübersicht wird entsprechend den vorstehenden 
Bestimmungen geändert. 

Artikel 5 
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

Das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung vom 12. April 
2005 (GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 9. Juli 2010 (GVBI. S. 167), BS 2032-1, wird wie 
folgt geändert: 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die Zuordnung der Ämter der hauptamtlichen Wahl­
beamten auf Zeit der Gemeinden und Gemeindeverbände zu 
den Besoldungsgruppen richtet sich insbesondere nach der 
Einwohnerzahl. Sie richtet sich auch nach Umfang und 
Schwierigkeitsgrad der Verwaltungsaufgaben, wenn Aufgaben 
im Rahmen einer Zweckvereinbarung nach dem Landes­
gesetz über die kommunale Zusammenarbeit gemeinsam wahr­
genommen werden. Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Ämter der in Satz 1 genannten 
Beamten den Besoldungsgruppen der Landesbesoldungsord­
nungen A und B zuzuordnen." 

Artikel 6 
Änderung der Kommunal-Besoldungsverordnung 

Die Kommunal-Besoldungsverordnung vom 15. November 
1978 (GVBL S. 710), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 2007 (GVBI. S. 283), BS 2032-9, 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
,,(3) Bei der Übernahme von Aufgaben für eine andere 
kommunale Gebietskörperschaft im Rahmen einer Zweck­
vereinbarung nach dem Landesgesetz über die kommuna­
le Zusammenarbeit kann das Amt des Bürgermeisters des 
beauftragten Beteiligten in Abhängigkeit vom Umfang 
und von der Schwierigkeit der übernommenen Aufgaben 
um bis zu zwei Besoldungsgruppen höhergestuft werden. 
Das Amt des Bürgermeisters der Gemeinde, für die der 
beauftragte Beteiligte Aufgaben übernimmt, ist in diesem 
Fall um bis zu zwei Besoldungsgruppen herabzustufen. 
Die Höherstufung nach Satz 1 und die Herabstufung nach 
Satz 2 sind in der Zweckvereinbarung festzulegen." 

2. In § 3 Abs. 4, § 4 Abs. 2 und § 5 Abs. 3 wird die Ver­
weisung ,,§ 2 Abs. 2" jeweils durch die Verweisung ,,§ 2 
Abs. 2 und 3" ersetzt. 

3. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
,,(2) Die in Absatz 1 festgesetzten Höchstbeträge können in 
1. großen kreisangehörigen Städten, 
2. Verbandsgemeinden mit 20 und mehr Ortsgemeinden, 
3. anerkannten Kur- und Badeorten und 
4. verbandsfreien Gemeinden, Verbandsgemeinden und 

kreisfreien Städten, die Aufgaben für andere kommu­
nale Gebietskörperschaften im Rahmen einer Zweck­
vereinbarung nach dem Landesgesetz über die kommu­
nale Zusammenarbeit wahrnehmen, 

bis zu 25 v. H. überschritten werden. Dies gilt nicht, wenn 
die in Satz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Gebietskörperschaften 
und die in Satz 1 Nr. 4 genannten Gebietskörperschaften, 
die Aufgaben für andere kommunale Gebietskörperschaf­
ten wahrnehmen, mindestens einen hauptamtlichen Bei­
geordneten haben." 

4. § 14 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Folgender neue Satz 2 wird eingefügt: 
"Satz 1 gilt für die im Amt befindlichen Beamten 
einer kommunalen Gebietskörperschaft, deren 
Aufgaben von einem beauftragten Beteiligten im 
Rahmen einer Zweckvereinbarung nach dem Lan­
desgesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
wahrgenommen werden, für ihre Person und für 
die Dauer ihrer Amtszeit entsprechend." 
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bb) Der bisherige Satz 2 erhält folgende Fassung: 
"Die Sätze 1 und 2 gelten auch für unmittelbar fol­
gende Amtszeiten, wenn der Beamte wiedergewählt 
wird." 

b) In Absatz 2 wird die Verweisung ,,§ 8 Abs. 2 NI. 2" 
durch die Verweisung ,,§ 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2" er­
setzt. 

Artikel? 
Übergangsbestimmung 

Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes in ver­
bandsfreien Gemeinden und Verbandsgemeinden mit bis zu 
20000 Einwohnermnen und Einwohnern hauptamtlich täti­
gen Beigeordneten bleiben bis zum Ablauf ihrer Amtszeit 
hauptamtlich in diesem Amt. Entsprechendes gilt für Perso­
nen, dIe zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes zu 

hauptamtlichen Beigeordneten gewählt sind und ihr Amt 
noch nicht angetreten haben. 

Artikel 8 
Unterrichtung des Landtags 

Die Landesregiemng berichtet dem Landtag über die auf­
gmnd dieses Gesetzes durchgeführten Maßnahmen bis zum 
31. Dezember 2012. Darüber hinaus berichtet die Landes­
regiemng dem Landtag über die Wirkungen der aufgmnd 
dieses Gesetzes durchgeführten Maßnahmen bis zum 30. Juni 
2015. 

Artikel 9 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Mainz, den 28. September 2010 
Der Ministerpräsident 

Kurt Beck 


